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 1. Günstigerprüfung: Verrech-

nung von Alterverlusten bei 
Abgeltungsbesteuerung 

Für die Verrechnung von Altverlusten mit den ab 2009 
dem gesonderten Steuertarif unterliegenden positiven 
Einkünften aus Kapitalvermögen ist ein Antrag erforderlich. 
Dieser Antrag auf Günstigerprüfung muss mit der Steuer-
erklärung gestellt werden, in der die positiven, der Abgel-
tungsteuer unterliegenden Einkünfte erfasst werden. Eine  

  allgemeine Berechtigung zur Verrechnung von Verlusten aus tariflich besteuerten Ein-
künften und positiven, dem gesonderten Steuertarif unterliegenden Kapitaleinkünften ist im 
Rahmen der Einkommensteuerfestsetzung ausgeschlossen. 
Da der Antrag auf Günstigerprüfung für den jeweiligen Veranlagungszeitraum nur ein-
heitlich für sämtliche Kapitalerträge gestellt werden kann, ist auch eine Anwendung des 
gesonderten Steuertarifs für die nach der Verlustverrechnung verbleibenden Kapitalein-
künfte ausgeschlossen. 

 

 
 
 
 2. Erfordernis einer Mitteilung 

des Finanzsamts über den 
Wegfall der Besteuerung 

nach Durchschnittssätzen 

Ein im Nebenerwerb tätiger Weinbauer ermittelte jahrelang 
seinen Gewinn nach Durchschnittssätzen. Er versteuerte 
jährlich 162 €. Weil sich seine Tätigkeit auf den Weinbau 
beschränkte und seine bewirtschafteten Flächen über den 
Grenzen für die Durchschnittssatzbesteuerung lagen, war 
das nach den gesetzlichen Bestimmungen nicht möglich. 
Als dem Finanzamt das auffiel, ermittelte es den Gewinn 
durch eine geschätzte Einnahmenüberschussrechnung 
und kam auf einen Gewinn von etwa 4.000 €. Sind die Vor- 

 
aussetzungen für eine Besteuerung nach Durchschnittssätzen weggefallen, muss das 
Finanzamt dem Steuerpflichtigen das mitteilen. Der Gewinn ist dann ab dem auf die Mittei-
lung folgenden Wirtschaftsjahr nach den allgemeinen Vorschriften des Einkommensteuer-
gesetzes zu ermitteln. 
Der Bundesfinanzhof stellte klar, dass eine Mitteilung des Finanzamts nicht erforderlich ist, 
wenn die Voraus-setzungen von Anfang an nicht vorgelegen haben. Denn in diesem Fall 
sind die Voraussetzungen nicht weg-gefallen. Auch nach Treu und Glauben ist eine solche 
Mitteilung nicht erforderlich. Einen entsprechenden Vertrauensschutz gibt es nicht, wenn 
sich die Beteiligten von der Rechtslage abweichend verhalten. Nur für den Wegfall sieht 
der Gesetzestext eine Mitteilungspflicht vor. Dies gilt auch, wenn die Voraussetzungen für 
die Besteuerung nach Durchschnittssätzen aufgrund einer Gesetzesänderung entfallen 
sind. 

 



 
 
 
 
 
 3. Für Vorsteuerzwecke zu beachten: 

Frist zur Zuordnungsentschei- 
dung von gemischt genutzten 
Leistungen zum Unternehmen   

endet am 31. Mai 

Bei gemischt genutzten Eingangsleistungen ist es für 
den Vorsteuerabzug entscheidend, in welchem Umfang 
eine Zuordnung zum unternehmerischen Bereich vor-
liegt. Nur wenn eine zumindest teilweise Zuordnung zum 
Unternehmensvermögen erfolgt, ist grundsätzlich der 
Vorsteuerabzug und in späteren Jahren gegebenenfalls 
eine Vorsteuerberichtigung möglich.  

 
Ein Unternehmer hat insbesondere dann bestimmte Zuordnungswahlrechte, wenn er Ge-
genstände bezieht, die er teilweise unternehmerisch und teilweise nichtunternehmerisch zu 
verwenden beabsichtigt. 
Handelt es sich bei der teilweisen nichtunternehmerischen Verwendung um eine nichtwirt-
schaftliche Tätigkeit im engeren Sinne (z. B. ideelle, unentgeltliche Tätigkeit eines Ver-
eins), besteht grundsätzlich ein Aufteilungs-gebot. Im Wege der Billigkeit ist eine Zuord-
nung im vollen Umfang zum nichtunternehmerischen Bereich möglich. 
Handelt es sich bei der teilweise nichtunternehmerischen Verwendung hingegen um eine 
unternehmensfremde Tätigkeit (z. B. Entnahme für den privaten Bedarf des Unterneh-
mers), hat der Unternehmer in der Regel folgende Zuordnungswahlrechte: 

• Der Gegenstand kann insgesamt der unternehmerischen Tätigkeit zugeordnet wer-
den. 

• Der Unternehmer kann den Gegenstand in vollem Umfang in seinem nichtunterneh-
merischen Bereich belassen. 

• Der Gegenstand kann im Umfang der tatsächlichen (ggf. zu schätzenden) unterneh-
merischen Verwendung seiner unternehmerischen Tätigkeit zugeordnet werden. 

Für eine Zuordnung zum unternehmerischen Bereich bedarf es weiterhin mindestens einer 
10% igen unternehmerischen Nutzung. 
Wichtig ist, dass eine Zuordnungsentscheidung zum Unternehmensvermögen mit endgül-
tiger Wirkung bis spätestens zum 31. Mai des Folgejahrs erfolgt sein muss. Die Frist gilt 
unabhängig von einer etwaigen verlängerten Abgabefrist für die Steuererklärung. Wird die 
Frist versäumt, ist im Zweifel eine spätere Zuordnung zum Unternehmensvermögen aus-
geschlossen. Ein Vorsteuerabzug sowie gegebenenfalls eine Korrektur in späteren Jahren 
sind nicht mehr möglich. 
Für Zuordnungen, die den Veranlagungszeitraum 2017 betreffen, muss bis zum 31. Mai 
2018 eine Zuordnungsentscheidung erfolgt sein. Teilen Sie diese in Zweifelsfällen zur 
Sicherheit dem Finanzamt schriftlich mit. 
Sprechen Sie hierzu rechtzeitig Ihren Steuerberater an. 

 
 
 
 4. Kein Vorsteuerabzug aus 

einer Rechnung, die den 
Zeitpunkt der Lieferung 

oder sonstigen Leistung 
nicht angibt 

Wer von seiner zu zahlenden Umsatzsteuer die gezahlte 
Vorsteuer absetzen möchte, benötigt dafür eine den Vor-
schriften des Umsatzsteuergesetzes entsprechende 
Rechnung. Zwingend enthalten muss die Rechnung u. a. 
den Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung. Ohne 
Angabe dieses Datums kann der Zeitraum nicht bestimmt 
werden, in dem die Vorsteuer abgezogen werden kann. Im 

 
 

entschiedenen Fall enthielt eine Rechnung über Beratungsleistungen keine Angaben zum 
Zeitpunkt der Leistungserbringung. Der Rechnungsbetrag wurde am 29. Dezember in bar 
vom Konto des Leistungsempfängers abgehoben und am darauffolgenden 2. Januar auf 
das in der Rechnung angegebene Konto des Leisten-den eingezahlt. Es war nicht ersicht-
lich, an welchem Tag, in welchem Jahr genau die Lieferung oder sonstige Leistung er-
bracht wurde. Dem Rechnungsempfänger stand folglich kein Vorsteuerabzugsrecht zu. 
Hinweis: Eine ordnungsgemäße Rechnung kann noch bis zum Tag der letzten mündli-
chen Verhandlung vor dem Finanzgericht vorgelegt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 5. Liebhaberei bei verschiede-

nen wirtschaftlich eigen-
ständigen Betätigungen 

Bei der Feststellung der Gewinnerzielungsabsicht kommt 
es auf die Gesamtwürdigung der Umstände an. Sind sol-
che Betätigungen dem Hobbybereich zuzurechnen, liegt 
das Fehlen einer Gewinnerzielungsabsicht nahe. Bei Tä-
tigkeiten außerhalb des Hobbybereichs bedarf es weiterer 
Feststellungen, ob die Verluste aus persönlichen Gründen 
oder Neigungen hingenommen werden. Ein Unternehmer  

 befasste sich mit dem An- und Verkauf sowie der Vercharterung von Segelyachten, der 
Reparatur von Segelyachten und dem Handel mit Segelzubehör. Das Finanzamt vertrat 
die Auffassung, dass die Tätigkeitsfelder „Yachten“ und „Handel“ keinen einheitlichen 
Gewerbebetrieb darstellten. Die im Yachtbereich ermittelten Verluste berücksichtigte es 
steuerlich nicht. Der Unternehmer habe insoweit ohne Gewinnerzielungsabsicht gehan-
delt. Ein positives Gesamtergebnis sei nicht zu erwarten. Der Bundesfinanzhof bestätigte, 
dass die Gewinnerzielungsabsicht bei verschiedenen, wirtschaftlich eigen-ständigen Betä-
tigungen nicht einheitlich für die gesamte Tätigkeit, sondern im Wege der sog. Segmentie-
rung gesondert für die jeweilige Betätigung (Yachtbereich und Handelsbetrieb) zu prüfen 
ist. Soll die Gewinnerzielungsabsicht für die Betätigung im Yachtbereich verneint werden, 
muss jedoch ein möglich scheinendes privates Motiv benannt werden, das den Unterneh-
mer bewogen haben könnte, das Yachtgeschäft dennoch fortzuführen. Zwar bestehen 
„keine hohen Anforderungen“ an diese Feststellung; sie ist aber nicht gänzlich entbehrlich. 
 

 

 

 

 6. Vorsteuerabzug: Bestim-
mung des Zeitpunkts einer 

umsatzsteuerpflichtigen 
Leistung 

Ein Unternehmer ist nur dann zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt, wenn die ihm ordnungsgemäß in Rechnung ge-
stellten Gegenstände oder Dienstleistungen für Zwecke 
seiner steuerpflichtigen Umsätze verwendet wer-den. Wird 
eine Eingangsleistung (Lieferung oder sonstige Leistung) 
vom Unternehmer für steuerfreie Umsätze verwendet, ist 
kein Vorsteuerabzug möglich. 

 
Ob eine Eingangsleistung vom Unternehmer zur Ausführung steuerpflichtiger oder steuer-
freier Umsätze verwendet wird, richtet sich nach einem Urteil des Finanzgerichts Nürnberg 
grundsätzlich nach den Verhältnissen im Zeitpunkt des Leistungsbezugs. 
Ändern sich die für den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgebenden Verhältnisse bei 
der Verwendung eines Gegenstands, ist unter bestimmten Voraussetzungen eine Berich-
tigung des Vorsteuerabzugs vorzunehmen. Eine Änderung der Verhältnisse liegt vor, 
wenn sich aufgrund der tatsächlichen Verwendung des Gegenstands nachträglich eine 
höhere oder niedrigere Abzugsberechtigung ergibt als bei der Entscheidung über den ur-
sprünglichen Vorsteuerabzug. Es sind die Vorschriften der Vorsteuerberichtigung zu be-
achten. 
Tipp: Der Übergang von der sog. Kleinunternehmerregelung zu den allgemeinen Besteue-
rungsgrundsätzen und umgekehrt führt zu einer Änderung der Verhältnisse und somit zu 
einer Vorsteuerberichtigung. 
 

 

 
 

 7. Schenkungsteuer bei ver-
deckter Gewinnausschüt-

tung an dem Gesellschafter 
nahestehende Personen 

Überhöhte Entgelte, die eine GmbH an eine ihrem Gesell-
schafter nahestehende Person zahlt und an deren vertrag-
licher Grundlage der Gesellschafter mitgewirkt hat, sind 
keine Schenkung der GmbH. Es kann sich aber ggf. um 
eine Schenkung des Gesellschafters handeln. Das hat der 
Bundesfinanzhof in Änderung seiner Rechtsprechung 
entschieden. Dadurch, dass der Gesellschafter bei dem 

  Vertrag mitwirkt, verschafft er der ihm nahestehenden Person einen Vermögensvorteil. Er 
verfügt über seinen künftigen Anspruch auf Ausschüttung des Gewinns, indem er durch die 
überhöhte Zahlung das künftige Ausschüttungsvolumen der GmbH zu seinen Lasten min-
dert. Im Rahmen eines abgekürzten Zahlungswegs ermächtigt er die GmbH, die Zahlung 
direkt an die nahestehende Person zu leisten. Im Verhältnis zwischen GmbH und Gesell-
schafter liegt eine verdeckte Gewinnausschüttung vor. 

 
 
 



 
 
 
 
 
 
 Fälligkeits-

termine: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer: 
April 2018 
10.04.18 (13.04.18)* 
Mai 2018 
11.05.18 (14.05.18)* 
 
Gewerbesteuer, Grundsteuer: 
15.05.18 (18.05.18)* 
 
Sozialversicherungsbeiträge: 
April 2018 
(Beitragsnachweis) 24.04.18 
(Beitragszahlung)  26.04.18  
Mai 2018 
(Beitragsnachweis) 24/.25.05.18 
(Beitragszahlung)  28/29.05.18 
 

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am Vortag bis spätestens 24.00 
Uhr eingereicht sein. 
 

*Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in Klammern 

 

 Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB) 

Seit 1.7.2016 = -0,88 %, 1.1.2015-30.6.2016 = -0,83 % 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort 
unter „Basiszinssatz“. 

 

 Verzugszins-
satz: 

(§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 % Punkte 
Rechtsgeschäfte ohne Verbraucherbeteiligung: 
Basiszinssatz + 9 % Punkte 
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